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1 Was ist Demokratiepädagogik? 

Wolfgang Edelstein 

 

Anerkennung, Überzeugung eigener Wirksamkeit und Verantwortungsbereitschaft 

sind grundlegende Tugenden des zivilgesellschaftlichen Engagements, das der 

Demokratie als Lebensform ihre Kraft sichert: Überzeugung eigener Wirksamkeit 

setzt Anerkennung voraus; ohne Überzeugung eigener Wirksamkeit keine Verant-

wortungsübernahme; Demokratie als Lebensform gründet in der Kooperation so-

zial verantwortlicher Individuen. Erfahrene Demokratie bildet jenen demokrati-

schen Habitus aus, auf den Demokratie als Gesellschaftsform und Demokratie als 

Herrschaftsform angewiesen sind. 

 

Demokratiepädagogik umfasst pädagogische, insbesondere schulische und unter-

richtliche Bedingungen und Aktivitäten zur Förderung von Kompetenzen, die Men-

schen benötigen, 

 

• um an Demokratie als Lebensform teilzuhaben und diese in Gemeinschaft mit 

anderen Menschen aktiv zu gestalten; 

• um sich für eine demokratische Gesellschaftsform zu engagieren und sie durch 

Partizipation und Mitwirkung in lokalen und globalen Kontexten mitzugestalten; 

• um Demokratie als Regierungsform durch aufgeklärte Urteilsbildung und Ent-

scheidungsfindung zu bewahren und weiterzuentwickeln. 

 

Es handelt sich also um ein Repertoire von Lerngelegenheiten und Kontexten, die 

zum Erwerb demokratischer Kompetenzen und zur Entwicklung demokratischer 

Schulqualität beitragen. Es geht um den Erwerb von Kenntnissen über Demokra-

tie, den Erwerb von Kompetenzen für Demokratie und um Prozesse des Lernens 

durch Demokratie im Kontext gemeinsamer Erfahrung demokratischer Verhältnis-

se. Dem entsprechen folgende Lerngelegenheiten und Kontexte demokratieförder-

lichen Lernens: 

 

1. Gelegenheiten zum Erwerb von Kenntnissen und zur Aneignung von Wissen als 

Grundlage für Urteils- und Entscheidungsfähigkeit 

Dies ist vor allem die Aufgabe des politischen Unterrichts in fachlichen, fächer-

übergreifenden und projektdidaktischen Kontexten. »Politisch« in diesem Sinne 

ist neben dem Politikunterricht im engeren Sinne der Unterricht in den gesell-

schaftskundlichen Fachbereichen (Sozial- oder Gemeinschaftskunde, Wirt-

schaftskunde, Geschichte, Ethik …), doch darüber hinaus jeder Unterrichtsbe-

reich, der politisch relevante Problembereiche zum Thema macht. Das gilt z.B. 

für Biologie, Erdkunde, Technik, soweit der Erwerb einer demokratischen Ur-

teils- und Entscheidungskompetenz die Auswahl der Gegenstände und die Ge-

staltung des Unterrichts bestimmt. 
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2. Gelegenheiten zum Erwerb von Kompetenzen für demokratisches Handeln 

Dies ist vor allem die Aufgabe einer schulischen Lernkultur, die durch die Ge-

staltung des Schullebens und durch Kooperation mit dessen Akteuren sowie 

mit außerschulischen Partnern Gelegenheiten zur Partizipation, zur Übernahme 

von Verantwortung und zur Mitarbeit im Gemeinwesen bietet. Eine demokra-

tieförderliche schulische Lernkultur kennzeichnen Gelegenheitsstrukturen für 

Aushandlungs-, Feedback- und Konfliktlösungsprozesse, nicht zuletzt die ge-

meinsame Verständigung über Erfahrungen von Schülern und Lehrpersonen im 

Unterricht oder in Situationen der Leistungsbewertung. Eine wichtige Funktion 

für die Entfaltung einer demokratieförderlichen Lernkultur besitzen Projekte. 

Die Planung, Durchführung, Präsentation und Evaluation von Projekten stellen 

herausgehobene Gelegenheiten dar zur Anwendung und Verstärkung der von 

der OECD nachdrücklich herausgestellten und für den Erwerb demokratischer 

Handlungsfähigkeit zentralen Kompetenzen zum autonomen Handeln, zur Nut-

zung moderner Instrumentarien, Medien und Informationstechnologien sowie 

zur Interaktion in heterogenen Gruppen. Zu einer demokratischen Schulkultur 

gehören die Organisation von Mitbestimmungsprozessen und die Mitwirkung 

an Selbstverwaltungsgremien und -institutionen, insbesondere der Klassenrat 

als basisdemokratische Form kollektiver Aushandlungs- und Entscheidungspro-

zesse. Die verschiedenen Formen repräsentativer Demokratie in Gremien der 

schulinternen wie schulübergreifenden Mitbestimmung und Schülervertretung 

führen über die basisdemokratischen Formen direkter Demokratie hinaus: Die 

Mitwirkung in kommunalen Projekten, politischen Foren und zivilgesellschaftli-

chen Initiativen repräsentieren erste Schritte zur Teilhabe an Demokratie als 

Gesellschaftsform und an Demokratie als formalem System politischer Regulie-

rung (Demokratie als Herrschaftsform). Dabei gelten analoge Gesichtspunkte 

für die Aktivierung der Mitbestimmungsinteressen von Lehrpersonen. 

 

3. Gelegenheiten zum Aufbau und zur Entwicklung demokratischer Werte, Orien-

tierungen und Einstellungen 

Durch Unterricht und Schulleben sollen Kinder und Jugendliche soziale, morali-

sche und demokratische Kompetenzen und Werte erwerben, Orientierungen 

gewinnen und persönliche Einstellungen entwickeln können, die dazu beitra-

gen, die Bedeutung der für ein demokratisches Gemeinwesen konstitutiven 

Werte zu verstehen, diese in Entscheidungssituationen kritisch zu reflektieren 

und sie gegen demokratiekritische Einwände mit Argumenten zu verteidigen. 

 

Zusammenfassend können die Kontexte des demokratieförderlichen Lernens als 

die schulischen und außerschulischen Erfahrungs- und Handlungsfelder bestimmt 

werden, die Information über Demokratie, Kompetenzen für Demokratie und Er-

fahrung durch Demokratie vermitteln. Diese schulischen und außerschulischen Ge-

legenheitsstrukturen unter Achtung und Anerkennung der beteiligten Akteure de-

mokratieförderlich zu gestalten und zu nutzen ist Aufgabe aller an Unterricht und 

Schulleben beteiligten Personen und Gruppen. 
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In kompakter und reichlich abstrakter Form ist damit das universell anerkannte, 

normativ legitimierte und international vereinbarte Ziel einer education for citi-

zenship beschrieben und mit sachangemessen differenzierenden Verfahren des 

Erwerbs demokratischer Kompetenzen verbunden. Dabei erfordern Prozesse des 

Kompetenzerwerbs für demokratisches Handeln den Erfahrungsraum einer Le-

bensform, in der junge Menschen Elemente der Praxis für ein Leben in der Demo-

kratie, kurz: einen demokratischen Habitus erwerben. Schule soll einen über-

schaubaren Erfahrungsraum darstellen, der Gelegenheit bietet, im Kleinen, jedoch 

als Ernstfall, zu üben, was hernach im Großen die zivilgesellschaftliche Praxis be-

stimmen soll. 
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2 Bedeutungsgehalte von Demokratie 

Gerhard Himmelmann 

 

2.1 Demokratie als Herrschaftsform 

Für Demokratie gibt es keine allgemein akzeptierte Definition. Zu ihren allgemei-

nen Grundprinzipien sind jedoch zu rechnen: Gewährleistung der Menschen- und 

Bürgerrechte, Bestellung der staatlichen Herrschaft durch Wahlen (Volkssouverä-

nität), Parlamentarismus, Verantwortlichkeit der Regierung, Gewaltenteilung, 

Rechtmäßigkeit der Verwaltung, Unabhängigkeit der Justiz (Rechtsstaat), Ent-

scheidung nach der Mehrheitsregel (bei Minderheitsschutz) und ungehindertes 

Recht auf Opposition. Diese Prinzipien beziehen sich vor allem auf die Demokratie 

als repräsentativ organisierte Herrschaftsform. Die repräsentative Demokratie wird 

in aller Regel zugleich ergänzt durch verschiedene Elemente der plebiszitären Wil-

lensbildung und Mitwirkung (z.B. Volksbegehren, Volksentscheid). Diese Grund-

prinzipien haben in ihrer jeweiligen Konkretisierung in verschiedenen Ländern und 

Kulturen zu sehr unterschiedlichen Ausprägungsformen der demokratischen Herr-

schaftsform geführt (z.B. parlamentarisches oder präsententielles Regierungssys-

tem – mit verschiedenen Mischformen). 

 

2.2 Demokratie als Gesellschaftsform 

In Ergänzung der Interpretation von Demokratie als staatlich-politischer Herr-

schafts- und Regierungsform wird seit Langem auch auf die unterhalb der Ebene 

von Staat und Politik liegende Organisation der Gesellschaft verwiesen. Zu den 

Grundprinzipien der Demokratie als Gesellschaftsform sind zu zählen: Pluralismus 

der Parteien, Interessenverbänden und Bürgervereinigungen, Verzicht auf Gewalt 

in den Auseinandersetzungen zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen Inte-

ressen und Gruppen, friedliche Konfliktregulierung durch Verhandlungen und Mit-

wirkung der Betroffenen, Unabhängigkeit und Vielfalt der Medien (Öffentlichkeit), 

Regulierung wirtschaftlicher Interessengegensätze durch den Wettbewerb am 

Markt, angemessene Formen des sozialen Ausgleichs und Existenz vielfältiger 

Sphären bürgerschaftlicher Selbstverwaltung und Selbstorganisation. Die Prinzi-

pien der Demokratie als Gesellschaftsform verweisen auf die innere gesellschaftli-

che Qualität der demokratischen Herrschaftsform. 

Der formale staatliche Rahmen der Demokratie kann erst als gesichert und stabil 

angesehen werden, wenn die Demokratie auch kulturell-gesellschaftlich verankert 

und zur gelebten gesellschaftlichen Praxis geworden ist. Hier erweist sich die De-

mokratie in der Lebendigkeit und Offenheit des Gesellschaftslebens. 
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2.3 Demokratie als Lebensform 

Letztlich muss Demokratie auch in den Haltungen und in der Lebenspraxis der 

Menschen verankert sein. Demokratie soll die Würde der Menschen und die Un-

verletzlichkeit ihrer Person, die freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit, die Gleichheit 

vor dem Gesetz, die Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit etc. gewähr-

leisten. Demokratie soll den Menschen ein freies, selbstbestimmtes und selbstver-

antwortliches Leben ermöglichen. Dies ist der tiefere Sinn und die letzte Bestim-

mung von Demokratie, wenn sie als eine spezifische Form des menschlichen Zu-

sammenlebens aufgefasst wird. Zu den Prinzipien der Demokratie als Lebensform 

gehören: Autonomie, Selbstständigkeit und Selbstverantwortung der Einzelnen, 

zwischenmenschliche Gleichberechtigung, Respekt und Achtung, Toleranz und An-

erkennung des anderen (des Fremden), Kooperation zu gemeinsamen Zwecken, 

Aufgeschlossenheit, Verantwortung und Engagement für Belange der Öffentlich-

keit, Diskurs-, Kompromiss- und Konfliktfähigkeit, freiwilliges Eintreten für die 

Werte und Prinzipien von Demokratie. 

 

Die Prinzipien von Demokratie als Herrschafts-, Gesellschafts- und Lebensform 

stehen in einem engen Interdependenzverhältnis. Für das Erlernen von Demokra-

tie sind die leitenden Prinzipien aller drei Ebenen bedeutsam. Sie bauen aufeinan-

der auf und können nicht unabhängig voneinander gedacht werden. Sie bedürfen 

– ausgehend vom Nahbereich der Lebenspraxis – der gegenseitigen Stützung. 

Wir wissen aus Erfahrung, dass Demokratie immer wieder auch vielfältigen Ge-

fährdungen, Fehlentwicklungen und Prüfungen ausgesetzt ist. Erziehung zur De-

mokratie kann als Antwort der Bildungspolitik und des Bildungssystems auf solche 

Herausforderungen angesehen werden, denn Demokratie muss gelernt werden, 

um gelebt werden zu können und sie muss gelebt werden, um gelernt werden zu 

können. Erziehung zur Demokratie soll das Wissen über Demokratie vertiefen, Er-

fahrungen mit demokratischer Praxis ermöglichen und positive Einstellungen zur 

Demokratie und demokratischen Verhaltensweisen fördern. Für eine solche Erzie-

hung zur Demokratie in der Schule gilt es, im spezifischen Fachunterricht, im fä-

cherübergreifenden Zusammenwirken und in der schulkulturellen Entwicklung stu-

fenspezifische Erfahrungsräume zu entwickeln und zu pflegen, die sowohl die 

Entwicklung der Persönlichkeit der Schülerinnen und Schüler stärken als auch die 

gesellschaftliche Integration fördern und schließlich die Stabilität, Dauerhaftigkeit 

und Wandlungsfähigkeit der Demokratie als übergreifende Idee eines sozialver-

träglichen gesellschaftlichen Zusammenlebens stützen. Es ist eine Aufgabe, die 

sich bereits ab dem Kindergarten und der Grundschule stellt und jungen Bürgerin-

nen und Bürgern helfen soll, autonom, verantwortungsvoll und kreativ auf die An-

forderungen der Gesellschaft reagieren zu können (vgl. »demand-Konzept« der 

OECD). 
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3 Der zivilgesellschaftliche Auftrag von Schule 
(»Civic Mission of Schools«) 

Gerhard Himmelmann 

 

In den neueren Ansätzen zu einer Bildungsreform in Deutschland (»nach PISA«) 

stehen verschiedene Schwerpunkte im Vordergrund. Sie beziehen sich auf 1. die 

Förderung der Einrichtung von Ganztagsschulen, die verbesserte frühkindliche 

Förderung, die Aufwertung der Bildungsaufgaben von Kindergärten und Grund-

schulen, die Förderung von Sprachkursen für Kinder mit Migrationshintergrund 

und schließlich die verstärkte Einstellung von Sozialpädagogen an bestimmten 

Schulen. Sie beziehen sich vor allem aber 2. auf die Einführung von Kompetenz- 

und Leistungsstandards in den Fächern Deutsch, Mathematik, Naturwissenschaft 

(Biologie, Physik, Chemie) und die Erste Fremdsprache für den Primarbereich, den 

Hauptschulabschluss (9. Kl.) und den mittleren Schulabschluss (10. Kl.), ein-

schließlich der Einführungen von landesweiten Vergleichstests in verschiedenen 

Schul- und Jahrgangsstufen. Sie beziehen sich schließlich 3. auf die Verkürzung 

der Schulzeit (12 statt 13), auf die Einführung des Zentralabiturs und 4. auf die 

Reform der Lehrerbildung (BA/MA). Solche Reformanstöße haben ihre eigene 

sachliche Berechtigung und bedürfen trotz Beibehaltung der dreigliedrigen Schul-

struktur weiterer finanzieller Untermauerung, pädagogischer Vertiefung und admi-

nistrativer Unterstützung, um den Leistungsstand der deutschen Schülerinnen und 

Schüler im internationalen Vergleich zu verbessern. 

Doch eine der zentralen Denkfiguren hinter den neueren Ansätzen der Bildungsre-

form liegt in der weithin geteilten Auffassung, das »Kerngeschäft« der Schule lie-

ge im Unterricht, d.h. in der Erhöhung und Angleichung der Anforderungen an 

den Fachunterricht und das Fachlernen, vor allem in den »Kernfächern«. Für die-

sen Zweck sind u.a. kompetenz- und standardbasierte »Kerncurricula« erstellt 

worden. Die 16 Bundesländer gehen mit ihren je eigenen Schul- und Fächerstruk-

turen, auch Stundentafeln und Anforderungsprofilen allerdings jeweils ihre eige-

nen Wege. 

Es fällt auf, dass die ästhetisch-musischen Fächer wie Sport, Kunst und Musik oder 

die gesellschaftsorientierten Fächer wie Geographie, Geschichte und Sozialkun-

de/Politik im Zuge der neueren Bildungsreform insgesamt weniger Beachtung fin-

den. Zwar haben auch diese Nicht-Kernfächer, meist im Rahmen ihrer Verbands-

organisationen, eigene (weitgehend unverbindliche) Kompetenz- und Standardka-

taloge entwickelt, doch die allgemeine Konzentration der Bildungspolitik auf die 

»Kernfächer« und auf das »Fachlernen« bleibt unverkennbar. Erwähnenswert er-

scheint zudem der Trend, das Fach Sozialkunde/Politik in seinen curricularen An-

teilen zu kürzen und zudem durch die Umbenennung in »Wirtschaft/Politik« in ei-

ne neue Orientierung zu bringen. Gerade der letztgenannte Trend zeigt, dass der 

politisch-gesellschaftlichen Bildung an Schulen im Zuge der laufenden Bildungsre-

form inzwischen offenbar weniger Bedeutung zugemessen wird. 
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Als Gegenpol zum offiziellen Trend der Bildungspolitik haben sich inzwischen ge-

wichtige Gegenströmungen entwickelt, die den kulturellen und zivilgesellschaftli-

chen, auch den demokratischen Allgemeinbildungsauftrag der Schulen in den Vor-

dergrund stellen. 

 

1. Diese bildungspolitische Bewegung bezieht sich weniger auf internationale 

Schulleistungsvergleiche, sondern auf übergreifende Problemanalysen zu den 

Themen Jugend, Schulen und Jugendarbeit, wie sie sich in vielfältigen Jugend-

studien niedergeschlagen haben. Angesichts der in diesen Studien deutlich 

gewordenen sozialen Orientierungsprobleme von Kindern und Jugendlichen im 

dynamischen Wandel der Zeit sind in den letzten Jahren betont demokratieori-

entierte Förderprogramme, Wettbewerbe und Projekte aufgelegt sowie zivilge-

sellschaftlich ausgerichtete Initiativen ergriffen worden, die sich gegen Gewalt, 

Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit, gegen Desinteresse, Absentis-

mus und Rückzug von Schülerinnen und Schülern ins Private wenden. Solche 

Initiativen und Programme wurden von verschiedenen Ministerien, vom Bun-

despräsidenten, von freien Stiftungen und Fachverbänden, aber auch von lo-

kalen Schulämtern, einzelnen Schulen und Lehrkräften – quasi an der offiziel-

len Bildungspolitik und am gültigen Schulcurriculum vorbei – auf den Weg ge-

bracht. Diese sehr variationsreichen Förderansätze streben eine betont demo-

kratieorientierte Schulreform an und finden ihre Orientierung an den zentralen 

kulturell-zivilgesellschaftlichen Aufgabenstellungen der Schule (Enkulturation, 

Sozialisation). Angesprochen werden folgende Kompetenzanforderungen an 

Schülerinnen und Schüler, an Lehrkräfte und an Schulen: Rechte und Pflichten 

gegenseitig abwägen, die moralische Dimension im eigenen Verhalten erken-

nen und berücksichtigen, Selbstständigkeit und Zivilcourage stärken, soziale 

Integration fördern, Toleranz bekräftigen, Mitgestaltung, Mitbestimmung und 

Mitbeteiligung ermöglichen und praktizieren, Mitdenken und Mitreden pflegen 

und verlangen, Konflikte sozialverträglich bewältigen, gegenseitige Achtung, 

Respekt und Gleichberechtigung einüben und unterstützen, soziale Kompeten-

zen wie Empathie und Solidarität ausbilden, Sensibilität für gesamtgesellschaft-

liche Fragen schaffen und verstärken sowie Demokratie im Alltag leben, vorle-

ben und erfahrbar machen etc. 

Oft wird der Terminus »Demokratie lernen und leben« inzwischen als Oberbe-

griff dieser pädagogischen Bildungsinnovation verstanden. Demokratie wird 

dabei als eine pädagogisch-kulturelle Kategorie (Demokratie als Lebensform) 

interpretiert, ohne die klassisch-politische Demokratieinterpretation (Demokra-

tie als Gesellschafts- und Herrschaftsform) zu vernachlässigen. Mit diesem An-

satz sollen die soziomoralischen Grundlagen des gesellschaftlichen Zusammen-

lebens – über das Fachlernen hinaus – eingeübt und gefestigt werden, die an-

gesichts vielfältiger Krisenerscheinungen für eine selbstständige Lebensper-

spektive und gedeihliche gesellschaftliche Entwicklung unabdingbar sind. Der 

neuerliche Ruf nach einer verstärkten Werteerziehung fügt sich in diesen 

Trend ein. Oft steht im schulischen Alltag – je nach örtlicher Problemlage – 
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schlicht die Pflege und Einübung von zivilen und sozialen Umgangsformen im 

Vordergrund, dann aber auch die Sensibilisierung für die drängenden politi-

schen Probleme der Zeit oder die Ermutigung zum selbst bestimmten sozialen 

und politischen Engagement in der Schule, schließlich die aktive Teilhabe und 

verantwortliche Teilnahme am öffentlichen Leben. Diese Bildungsreformbe-

strebungen zielen auf den Erwerb von Kompetenzen, die nicht im Fokus des 

Lernens im abgegrenzten Fachunterricht stehen, sondern die sich dem Ansatz 

einer innovativen zivilgesellschaftlichen Schulentwicklung widmen und einer 

fachübergreifenden Verankerung in der Schule bedürfen. Zahlreiche Reform-

schulen zeigen, dass mit der Stärkung von Selbstkompetenz, mit der Festigung 

sozialer Kompetenzen und mit einer demokratiebetonten Schulentwicklungs-

perspektive die sozialen Voraussetzungen eines selbstständigen, vertieften und 

verständnisintensiven Fachlernens wesentlich verbessert werden. Eine Vielzahl 

von schulentwicklungsspezifischen Kompetenz- und Standardkatalogen etwa 

von Schul- und Sozialverbänden, von Reformschulen oder aus dem wissen-

schaftlichen Bereich der Pädagogik und der Politischen Bildung, stehen für die-

se Initiativen und Projekte. 

 

Eine andere Strömung einer schulkulturell verankerten Bildungsreform zeigt sich 

im Bereich der internationalen Bildungspolitik. In zahlreichen Ländern der alten 

und der sog. »neuen« Demokratien wird der Pflege der sog. »soft skills« im Be-

reich von Wissen, Bereitschaften/Einstellungen und demokratierelevanten Hand-

lungsfähigkeiten inzwischen ein sehr viel höherer Stellenwert eingeräumt als bis-

her. Schon seit Mitte der 1990er Jahre haben zahlreiche Länder verstärkte An-

strengungen in Richtung einer gezielten bürgerschaftlichen Jugendarbeit und Er-

ziehung/Bildung an Schulen im Sinne einer »Democratic Citizenship Education« 

unternommen. Diese Ansätze sollen die Autonomie der Individuen stärken und 

den sozial-moralischen Zusammenhalt, die Inklusion und die Kooperation in Schu-

le und Gesellschaft fördern. Entsprechende Anstöße lassen sich in den USA und in 

England, in Kanada, Australien und Neuseeland sowie in Japan, Hongkong u.a. 

identifizieren. Teilweise wurden sogar ganz neue Curricula für diese Aufgabe an 

den Schulen eingeführt (in England z.B. seit 1989/2002). Seit 1996/97 haben sich 

vor allem internationale Organisationen in diesem bildungspolitischen Auftragsfeld 

engagiert: die UNESCO (»Human Rights Education«, »Intercultural Education«), 

der Europarat (»Education for Democratic Citizenship«, »Democracy learning and 

living«), die OECD (»Defining and selecting Key Competencies for a Successful 

Life and a Well-functioning Society«), die EU (»Social Inclusion«, »Active Citizen-

ship«) sowie das Eurydice-Netzwerk (»Citizenship Education«, »Responsible Citi-

zenship«). Entgegen dem Trend der Konzentration auf das »Fachlernen« in den 

»Kernfächern« wurden und werden im internationalen Bereich Marksteine des po-

litisch-sozialen Lernens gesetzt und Anstöße für eine neue, verbreiterte Form der 

bürgerschaftlichen Allgemeinbildung gegeben. Zahlreiche internationale Netzwerke 

(DARE, CIVITAS etc.) sowie Online-Dienste widmen sich der gleichen Aufgabe. In 

Zukunft werden die übergreifenden sozialen und demokratiebezogenen Kompe-
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tenzen (neben den klassischen Fachkompetenzen) verstärkt auch in internationa-

len Vergleichsstudien berücksichtigt werden (so in den zukünftigen OECD-

Studien). Nicht nur gesellschaftliche Akteure, vor allem auch Vertreter der Wirt-

schaft legen auf die Förderung der allgemeinbürgerschaftlichen Kompetenzen 

(»Schlüsselqualifikationen«) besonderen Wert. Hier besteht ein erheblicher Bedarf 

und ein tatsächliches Defizit. Zu diesem Zweck müssen die Wertmaßstäbe für ein 

gelingendes Leben, für den sozialen Zusammenhalt in Schule und Gesellschaft und 

für eine gedeihliche Entwicklung der Gesellschaft in Deutschland neu thematisiert 

und diskutiert werden. 

 

2. Eine dritte Strömung im Feld der erweiterten zivilgesellschaftlich-demokratie-

orientierten Bildung und Erziehung schlägt sich in eigenständigen internationa-

len Kampagnen wie »Reinventing Citizenship« bzw. »Civic Mission of Schools« 

nieder. Sie werden u.a. von großen internationalen Stiftungen (z.B. Carnegie-

Stiftung) gefördert. Hier steht die schulische Aufgabe einer Vermittlung von 

»civic knowledge, civic commitments and civic skills« in Verbindung mit »moral 

and civic attitudes« im Sinne einer Ausbildung einer spezifischen »civic lite-

racy« bei den Schülerinnen und Schülern im Mittelpunkt. Es werden die ver-

schiedensten Methoden eines praktischen und verständnisintensiven, politisch-

zivilgesellschaftlichen Lernens in Ergänzung zum traditionellen »Instruktions-

Lernen« in den Kernfächern angeboten. Viele dieser Ansätze im internationa-

len Bereich überschneiden sich mit jenen Ansätzen in Deutschland, die sich in 

den vielfältigen Programmen »Demokratisch Handeln«, »Demokratie-Lernen« 

oder »Demokratie lernen & leben« oder in den zahlreichen o.g. Wettbewerben 

oder Fächerinitiativen entwickelt und ihre praktische Erprobung vielfach be-

standen haben. 

 

Die nationale und internationale Bildungsreformbewegung zeigt, dass die zivilge-

sellschaftlich-demokratiefördernden Aufgaben der Schulen (»Civic mission of 

Schools«) zumindest gleichrangige Bedeutung und Beachtung erhalten müssen 

wie das intensive Fachlernen im Kernunterricht. Dazu müssen auch die strukturel-

len Voraussetzungen schulischer Bildungsprozesse in Deutschland verbessert wer-

den. Zumindest muss der meist kognitiv ausgerichtete Kernunterricht in eine neue 

Balance mit den übergeordneten kulturell-zivilisatorisch-demokratiebezogenen 

Aufgaben der Schule gebracht werden. Neben den zivilgesellschaftlichen Eigen-

wert eines solchen Bildungsansatzes zeigt die empirische Lernforschung, dass das 

spezifische Fachlernen auf eine höhere Lernbereitschaft trifft, wenn die sozial-

moralischen Voraussetzung im Schulleben und im Schulunterricht stärker entwi-

ckelt und die entsprechenden Selbst- und Sozialkompetenzen intensiver ausgebil-

det werden als dies mit den bisherigen Unterrichts- und Schulkonzepten möglich 

ist. 
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4 Demokratieerziehung im Spiegel internationaler 
Organisationen 

Herrmann Josef Abs 

 

4.1 Europarat 

Der Europart, in dem 46 (Stand November 2007) europäische Staaten als Mitglie-

der vertreten sind, verfügt über die längste Tradition in internationalen Projekten 

zur Demokratiebildung (education for democratic citizenship, EDC) und Menschen-

rechtsbildung (human rights education, HRE). Einen gewissen Höhepunkt der bis-

herigen Aktivitäten bildete das Europäische Jahr der Demokratieerziehung 2005 zu 

dem umfangreiche Materialien (EDC-Pack) erstellt wurden. Darunter finden sich 

eine Überblicksstudie zur Situation der Demokratiebildung in Europa, Empfehlun-

gen zur Lehrerbildung und zu Elementen demokratischer Schulen und eine Hand-

reichung zur Verbindung von Qualitätssicherung, Schulentwicklung und EDC. Zum 

Abschluss des Europäischen Jahres formulierte der Europart für die Jahre bis 2009 

folgende Arbeitsschwerpunkte: 

 

1. Die Aneignung von bestehenden europäischen Politiken in den Mitgliedslän-

dern fördern 

2. Europäische Initiativen und Institutionen der Lehrerbildung im Bereich EDC 

vernetzen 

3. Konzepte zur demokratiegemäßen Leitung von Bildungseinrichtungen entwi-

ckeln 

 

Die Arbeit des Europarts ist generell darauf ausgerichtet, Angebote zu unterbrei-

ten, die auf einen breiten Konsens hoffen dürfen und eine kostengünstige Beteili-

gung erlauben. Eine vollständige Dokumentation findet sich unter www.coe.int/ 

edc. 

 

4.2 OECD (Organisation for Economic Co-operation and Development) 

Das ursprüngliche Interesse der OECD am Erziehungsbereich gründete auf den 

ökonomischen und beschäftigungspolitischen Effekten von Bildung. Wegen der 

Wechselwirkung dieser Effekte mit sozialen und politischen Verhaltensweisen ar-

beitet die OECD heute an einer erweiterten Betrachtungsweise, bei der die öko-

nomische Entwicklung in Verbindung mit vielfältigen Aspekten von Lebensqualität 

gesehen wird. 

Seit 2005 betreibt die OECD das Projekt »Social outcomes of learning« zur Sekun-

däranalyse vorhandener Forschung über den Zusammenhang von Erziehung und 

sozialen Bildungsergebnissen. Unter sozialen Bildungsergebnissen werden dabei 
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beispielsweise Gesundheitsverhalten, Toleranz und bürgerschaftliches Engage-

ment verstanden. Zu Beginn wurde davon ausgegangen, dass es aktuell noch kei-

ne theoretisch und empirisch robuste Konzeption gibt, die den hier angesproche-

nen Zusammenhang hinreichend abbildet. Deshalb besteht ein Ziel des Projekts 

darin, zu international vergleichbaren Konzeptionen des Gegenstandes zu kom-

men, die eine Formulierung und Überprüfung von Politiken im internationalen 

Vergleich erlauben. 

Das Projekt wird aktuell finanziert und im Wesentlichen mitgestaltet von, Belgien, 

England & Schottland, Kanada, Luxemburg, den Niederlanden, Norwegen, Öster-

reich, der Schweiz, Schweden, sowie den Vereinigten Staaten. Weitere Informati-

onen bietet der folgende Link: www.oecd.org/edu/socialoutcomes. 

 

4.3 UNESCO (United Nations Educational, Scientific and Cultural 

Organisation) 

Vereinbarungen und Stellungnahmen der Vereinten Nationen sind selten Gegen-

stand öffentlicher Debatten in Deutschland. Eine vergleichsweise große Aufmerk-

samkeit fand jedoch der Besuch des Sonderberichterstatters der UN-

Menschenrechtskommission Venor Munoz im Februar 2006. Munoz sprach über 

die mangelnde Chancengleichheit in den Schulsystemen der deutschen Länder 

und griff damit ein demokratiepolitisch wichtiges Thema auf. Weniger bekannt ist, 

dass im Rahmen der UNESCO auch Vereinbarungen zu demokratiepädagogischen 

Fragestellungen beschlossen werden. Jüngstes Dokument ist der »Plan for Action 

– World Programme for Human Rights Education«. Dieser Text wurde von den 

Mitgliedsstaaten der UN angenommen und enthält konkrete Richtlinien zur Men-

schenrechtsbildung, die den Mitgliedstaaten empfohlen werden. Menschen-

rechtsbildung wird von der UNESCO nicht nur als Vermittlung von Rechtswissen 

begriffen, sondern demokratiepädagogisch im Sinne einer Erziehung zur geteilten 

Verantwortung für die die Art und Weise wie wir zusammenleben begriffen. 

Sicherlich wäre es eine illusionär anzunehmen, dass Dokumente wie der »Plan for 

Action«, wortgetreu in allen UN-Mitgliedsstaaten umgesetzt würden. Nichtsdesto-

weniger ist es ein Maßstab und ein Referenzpunkt für Überlegungen und Argu-

mentationen zur Ausgestaltung demokratiepädagogischer Bildung in Deutschland. 

So lautet beispielsweise eine Forderung, dass in den Ländern eine Strategie entwi-

ckelt wird, wie Menschenrechtserziehung nicht nur im Curriculum, sondern im ge-

samten Schulsystem umgesetzt werden soll. Zu dieser Strategie gehören auch 

Aussagen, wie das Thema in der Lehreraus- und -weiterbildung verankert wird. 

http://www.ohchr.org/english/issues/education/training/programme.htm 
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4.4 Europäische Union 

Die Europäische Union vertritt spätestens seit dem Vertrag von Maastricht (1992) 

das Konzept vom »Europa der Bürger«. Neben einer Stärkung des Europäischen 

Parlaments bedeutet dies vor allem, dass die aktive Bürgerbeteiligung als Politik-

ziel formuliert wurde. Diese Absicht ging auch in die 2000 formulierte Lissa-

bonstrategie ein. In Lissabon verständigten sich die Staats- und Regierungschefs 

der EU Mitgliedsländer erstens auf das ehrgeizige Ziel, zum wettbewerbsstärksten, 

wissensbasierten Wirtschaftsraum werden zu wollen, zweitens beschlossen sie ein 

System von Indikatoren aufzubauen, an denen Entwicklungsschritte ablesbar sein 

sollen. Während zu einzelnen Politikfeldern auf bewährte Indikatoren zurückgegrif-

fen werden konnte, wurde in anderen Bereichen die Entwicklung von Indikatoren 

als Teil der anstehenden Entwicklungsaufgabe begriffen. In der Folge beauftragte 

der EU-Ministerrat 2005 die Kommission mit der Entwicklung von Indikatoren zu 

»active citizenship«, die künftig eine Messlatte für Entwicklungen in den Mitglieds-

ländern darstellen werden. Zum aktuellen Stand der Indikatorendiskussion siehe 

http://farmweb.jrc.cec.eu.int/CRELL/active_citizenship.htm. 

Doch auch heute schon liegen auf Europäischer Ebene zahlreiche Informationen 

vor, die einen Vergleich der EU-Mitgliedsländer erlauben. So veröffentlichte Eury-

dice (2005) eine aktuelle Darstellung zu den gesetzlichen und curricularen Rah-

menbedingungen von Demokratiepädagogik und politischer Bildung für die EU-

Staaten. Darüber hinaus entsteht im Auftrag der EU-Kommission derzeit eine Ana-

lyse von Beispielen guter Praxis im Bereich der Demokratiepädagogik. Schließlich 

fördert die Kommission Forschungsvorhaben, mit dem Schwerpunkt active citi-

zenship; so beispielsweise das Sokrates-Projekt »The development of active citi-

zenship on the basis of informal learning at school«, an dem sieben EU-Staaten 

beteiligt sind und aus dem in Deutschland vertiefende Fallstudien im Rahmen der 

externen Evaluation des BLK-Programms »Demokratie lernen & leben« finanziert 

werden. 

http://www.eurydice.org/portal/page/portal/Eurydice/showPresentation?pubid= 

055EN; http://democracy.dipf.de 

 

4.5 IEA (International Association for the Evaluation of Educational 

Achievement) 

Die IEA hat zuletzt 1999 eine repräsentative, international vergleichende Untersu-

chung zu politischem Wissen und Einstellungen bei 14-Jährigen durchgeführt 

(Civic Education Study, CIVED). Die damalige Studie an der neben Deutschland 

weltweit 27 weitere Länder teilnahmen, dient bis heute als ein wesentlicher Refe-

renzpunkt, wenn empirisch gesicherte Aussagen über die demokratischen Kompe-

tenzen von Heranwachsenden getroffen werden sollen (Torney-Purta, Lehmann, 

Oswald, Schulz 2001; Oesterreich 2002; Steiner-Khamsi 2002; Watermann 2003). 

Die Studie wurde bisweilen kritisiert, weil 14-Jährige in der Regel erst wenig oder 

http://farmweb.jrc.cec.eu.int/CRELL/active_citizenship.htm
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gar keinen Unterricht in politischer Bildung erhalten haben. Während dies Faktum 

sicherlich richtig ist, so mindert es dennoch nicht den Wert von CIVED für die 

Entwicklung von Unterrichtskonzeptionen und für die schulische Praxis. Denn ge-

rade die Voreinstellungen und das Vorwissen, das Schüler am Ende der 8. Klasse 

erworben haben, dürfen als entscheidende Voraussetzung für fachbezogenes Ler-

nen betrachtet werden. 

Für das Jahr 2009 plant die IEA erneut eine Studie zu demokratischen Einstellun-

gen und Kompetenzen bei Jugendlichen (International Civic and Citizenship Edu-

cation Study, ICCS). Dabei soll diesmal auch verstärkt das Zusammenspiel von 

Schulkultur und dem Erwerb von demokratischen Voreinstellungen in den Blick 

genommen werden. Das detaillierte Konzept inklusive der Untersuchungsinstru-

mente befindet sich derzeit noch in Entwicklung. ICCS wird von der UNESCO und 

der Europäischen Union gefördert. Aktuell haben folgende EU-Mitgliedsländer ihre 

Teilnahme erklärt: Dänemark, Estland, Frankreich, Italien, Litauen, Luxemburg, 

die Niederlande, Österreich, Slowenien, Spanien (Stand November 2006). Darüber 

hinaus werden als weitere europäische Länder die Schweiz und Norwegen definitiv 

teilnehmen. Für weitere Informationen siehehttp://iccs.acer.edu.au/index.php/ 

about_icces und http://www.iea.nl/. 



5  Was bedeutet Kompetenzerwerb? 17 

Qualitätsrahmen Demokratiepädagogik 

Heft 1: Grundlagen zur Demokratiepädagogik    

 

5 Was bedeutet Kompetenzerwerb? 

Gerhard de Haan 

 

Wenn vom Erwerb demokratischer Handlungskompetenz gesprochen wird, so ist 

damit eine grundlegend veränderte Sichtweise auf die Zielsetzungen des Lehrens 

und Lernens gegenüber einem an älteren Lehrplänen orientierten Unterricht ver-

bunden. Lehrpläne legten noch vor wenigen Jahren fest oder empfahlen, welche 

Themen im Unterricht behandelt werden sollten. In ihnen war festgehalten, was 

gelehrt werden sollte. Was dagegen gelernt werden sollte, formulierten die älteren 

Lehrpläne nicht. In ihnen wurden in der Regel nur allgemeine Aussagen dahinge-

hend gemacht, dass Sach- und Methodenkompetenzen sowie soziale und persona-

le Kompetenzen zu erwerben seien. 

Erst mit den PISA-Tests, also nach 2000, hat sich diesbezüglich ein fundamentaler 

Wandel ergeben. Der drückte sich zunächst in den Bildungsstandards für den mitt-

leren Bildungsabschluss aus, hat sich inzwischen aber auch in der Neuformulie-

rung von Lehrplänen niedergeschlagen. Seither nämlich wird nicht in erster Linie 

vom Lerngegenstand ausgegangen, sondern von den Fähigkeiten und Fertigkei-

ten, welche die Lernenden erwerben sollen. Man nennt dieses auch die Umsteue-

rung vom Input (was soll gelehrt werden) zum Output (was soll gelernt werden). 

Dabei werden die zu erwerbenden Kompetenzen nicht mehr nur ganz allgemein 

formuliert (etwa: »die Schülerinnen und Schüler verfügen über Methodenkompe-

tenzen«), sondern sehr konkret benannt. Ein Beispiel: In den Bildungsstandards 

der KMK zum mittleren Bildungsabschluss zum Fach Biologie ist zu lesen: »Die 

Schülerinnen und Schüler referieren zu gesellschafts- oder alltagsrelevanten biolo-

gischen Themen in eigenen Worten.« Liegen die zu erwerbenden Kompetenzen 

fest, so steigt damit in gewisser Weise die Möglichkeit, die Lerninhalte freier zu 

wählen. Denn oftmals – wie auch im zitierten Beispiel – kann eine spezifische 

Kompetenz über verschiedene Pfade und mithilfe verschiedener Inhalte erworben 

werden. 

Indem man von den zu erwerbenden Kompetenzen ausgeht, geraten mit aller 

Deutlichkeit die Schülerinnen und Schüler in den Blick. Es geht um ihre Lernzu-

wächse, ihr Wissen, ihre Urteils- und Handlungsfähigkeit. Mit dieser Auflistung ist 

schon angedeutet, dass über Kompetenzen zu verfügen mehr bedeutet, als spezi-

fische (Fach-)Kenntnisse zu besitzen. In Deutschland (wie auch auf Seiten der 

OECD, der Organisation for Economic Cooperation and Development, die u.a. für 

die PISA-Tests zeichnet) hat sich eine Definition durchgesetzt, die auch dem hier 

vorgelegten Qualitätsrahmen für »Demokratische Handlungskompetenz« zugrunde 

liegt. Kompetenzen werden verstanden als »die bei Individuen verfügbaren oder 

durch sie erlernbaren kognitiven Fähigkeiten und Fertigkeiten, um bestimmte 

Probleme zu lösen, sowie die damit verbundenen motivationalen, volitionalen (die 

willentliche Steuerung von Handlungsabsichten und Handlungen; d. Verf.) und 

sozialen Bereitschaften und Fähigkeiten, um die Problemlösungen in variablen Si-
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tuationen erfolgreich und verantwortungsvoll nutzen zu können« (Weinert 2001, 

S. 27f.). 

An dieser breit akzeptierten Definition sind mehrere Aspekte bemerkenswert: Es 

geht erstens um Fähigkeiten und Fertigkeiten, die es erlauben Probleme zu lösen. 

Das heißt, der Erwerb von Kenntnissen um der Kenntnisse willen steht nicht im 

Vordergrund. Das Wissen soll anwendungsbezogen und nützlich sein. Probleme 

lösen zu können bedeutet über Fähigkeiten und Fertigkeiten zu verfügen, die rele-

vant sind für die Bewältigung und Gestaltung des Alltags. Zweitens sind nicht al-

lein Wissen und Urteilsfähigkeit Gegenstand des Kompetenzerwerbs, sondern auch 

Motivationen und der Aufbau von individueller wie sozialer Handlungsbereitschaft. 

Drittens schließlich wird die Verantwortungsübernahme betont. Das signalisiert 

insgesamt einen sehr komplexen Ansatz und weist deutlich den normativ geleite-

ten Handlungsbezug von Kompetenzen auf. 

Die Orientierung an Kompetenzen könnte bei aller Komplexität den Anschein er-

wecken, dass man nur noch die Effizienz von Bildungsprozessen im Sinn hat. Die-

ser Vorwurf bestünde mit Recht, wenn der Erwerb von Kompetenzen lediglich 

ökonomischen und organisatorischen Zwecken dienen würde. Die Notwendigkeit, 

Bildungsprozesse ökonomisch sinnvoller zu organisieren und die Organisation des 

Bildungssystems rationell zu organisieren ist in Anbetracht knapper Ressourcen 

sicherlich anzuerkennen. Es geht bei der Orientierung an Kompetenzen allerdings 

nicht um die Reduktion von Bildung und Erziehung auf Effizienzkriterien, sondern 

um die Optimierung der Strukturen zur Förderung individuellen Lernens und einen 

Umbau des Bildungssystems, der Lerngelegenheiten für alle schafft. Das bedeutet, 

die Motivation zu Lernen zu fördern und sinnvolles und Sinn vermittelndes der 

Lernenden gleichermaßen zu ermöglichen. 

Der Kompetenzerwerb, wie er hier verstanden wird, stellt das schulische Lernen in 

den Dienst des individuellen und kollektiven Lernens und der Aneignung von Fä-

higkeiten und Fertigkeiten, die es den Schülerinnen und Schülern erlauben, ratio-

nal geplante Handlungen zu realisieren. 

 

Kompetenzen sind als verfügbare Fähigkeiten und Fertigkeiten definiert (s.o.), die 

alle Schülerinnen und Schüler in einem gewissen Maße erworben haben sollten. 

Das hat zwei Implikationen: Erstens sind – da die Kompetenzen für alle gelten – 

Vergleiche in Bezug auf den erreichten Stand der Kompetenzen mit gedacht, und 

zweitens müssen sie entsprechend auch einer vergleichenden Messung zugänglich 

sein. Damit aber steht die Ausrichtung des schulischen Lernens auf Kompetenzer-

werb in einem gewissen Spannungsverhältnis zu einem Bildungsverständnis, das 

sich an der Förderung von Individualität und Befähigung zur Selbstverwirklichung 

(durchaus auch im Kontext von Gemeinschaften) orientiert. Beides nämlich ist sin-

gulär, d.h. Individualität und Selbstverwirklichung zielen auf Einzigartigkeit, nicht 

auf Vergleichbarkeit. Deutlich wird das Spannungsverhältnis zwischen Kompeten-

zen und Bildung an den sechs Maßstäbe für »gebildet sein« von Hartmut von Hen-

tig. Die Maßstäbe sind: Abscheu und Abwehr von Unmenschlichkeit; die Wahr-

nehmung von Glück; die Fähigkeit und den Willen, sich zu verständigen; Bewusst-
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sein von der Geschichtlichkeit der eigenen Existenz; Wachheit für letzte Fragen; 

Bereitschaft zur Selbstverantwortung und Verantwortung in der res publica. Viele 

dieser Aspekte lassen sich als Maßstab für die Bildung im Kontext der »Demokratie 

als Lebensform« (Himmelmann) verstehen. Manche allerdings widersprechen ei-

nem potenziellen Vergleich und damit auch einer Messbarkeit. Wer wollte behaup-

ten, dass die Wahrnehmung seines Glücks objektivierbar sei, oder die »Wachheit 

für letzte Fragen« über individuelle Ausprägungen hinaus in einen Test münden 

könnte? So ist der Bildungsbegriff letztlich nicht vollständig in den Kompetenzbe-

griff überführbar – und er ist gleichsam eine Warntafel, die davor bewahren sollte, 

die demokratische Handlungskompetenz in all seinen Aspekten so auszurichten, 

dass das individuelle oder auch kollektive Lernen in einen Test mündet. 

 

5.1 Kompetenzniveaus 

Nun stellt sich schnell die Frage ein, welches Kompetenzniveau erreicht werden 

soll. Genauer gesagt, auf welches Maß an Kompetenzerwerb die Schülerinnen und 

Schüler ein Recht haben. In diesem Kontext differenziert man zwischen einem Mi-

nimal-, Regel- und Maximalniveau. Während man sich in machen Staaten (z.B. in 

der Schweiz) darauf verständigt, Minimalniveaus festzulegen, werden in Deutsch-

land Regelniveaus festgelegt. Minimalniveaus zu formulieren hat den Vorteil, dass 

jedes Kind, jeder Jugendliche ein Recht drauf hat, dieses Niveau auch zu errei-

chen. Die »Bringschuld« liegt dann bei den Lehrkräften bzw. bei den Bildungsein-

richtungen. Sie müssen dafür sorgen, dass dieses Niveau auch erreicht wird. Bei 

der in Deutschland gängigen Orientierung an Regelniveaus (so werden in den 

KMK-Bildungsstandards Regelstandards festgelegt) verhält es sich anders. Denn 

hier wird festgehalten, welches Niveau im Durchschnitt in einer bestimmten Klas-

senstufe erreicht werden sollte. Damit wird nicht mehr festgehalten, auf welche 

Kompetenzen zu erwerben jede Schülerin, jeder Schüler ein Recht hat sondern, 

welche Kompetenzen in einer bestimmten Klassenstufe im Durchschnitt erreicht 

werden sollten. 

Das ist für das Feld der demokratischen Handlungskompetenz durchaus als prob-

lematisch anzusehen, da man möglicherweise auch dann ein gutes Leben in einer 

humanen Gesellschaft führen kann, wenn man kaum in der Lage ist, »zu gesell-

schafts- oder alltagsrelevanten biologischen Themen in eigenen Worten« zu refe-

rieren. Aber wie soll man demokratisch handeln, wenn man dazu kaum in der La-

ge ist? Dennoch haben wir uns in Bezug auf die Ausformulierung der demokrati-

schen Handlungskompetenz auf das Regelniveau eingelassen, da dieses das 

durchgängig in Deutschland übliche »Format« der Formulierung von Zielen des 

Kompetenzerwerbs ist. 

Darüber hinaus soll an dieser Stelle der Hinweis nicht unterbleiben, dass in Bezug 

auf den Erwerb von demokratischer Handlungskompetenz in jedem Fall ein indivi-

duelles Recht auf den Erwerb eine möglichst hohen Niveaus besteht. Wenn man 

für diese Selbstverständlichkeit noch einen externe Stütze benötigt, so sei noch 
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einmal auf die OECD verweisen. Diese hat im Rahmen ihrer Auseinandersetzung 

mit Schlüsselkompetenzen drei übergreifende Bildungsziele identifiziert, dem alle 

Anbieter von Bildungsmaßnahmen (also nicht nur Schulen) verpflichtet sein soll-

ten: Alle haben ein Recht darauf, die Kompetenzen zu erwerben, erstens demo-

kratisch Handeln zu können, zweitens die Menschenrechte respektieren und nut-

zen zu können sowie drittens Prozesse nachhaltige Entwicklung befördern zu kön-

nen (OECD 2002, § 26). Damit werden übergreifende normative Bildungsziele 

formuliert: Die Schülerinnen und Schüler haben ein Anrecht darauf, Fähigkeiten 

und Fertigkeiten zu erwerben, die sie befähigen, ihr individuelles wie gesellschaft-

liches Leben so zu gestalten, dass sie politisch Einfluss nehmen und in schuli-

schen, kommunalen und anderen Entscheidungsprozessen partizipieren und sich 

für eine demokratische Gesellschaft engagieren können. Dazu gehört die Fähig-

keit, für Gleichheit und gegen Diskriminierung eintreten zu können, den sozialen 

Zusammenhalt stärken und zivilgesellschaftliches Engagement ausüben zu kön-

nen, aber auch die Fähigkeit zu fairer Konfliktregelung und zur Ausübung von Mit-

bestimmungsrechten. 

 

5.2 Demokratische Handlungskompetenz zertifizieren 

Demokratische Handlungskompetenz kann man nicht nur im Kontext schulischen 

Unterrichts erwerben. Es ist ebenso möglich, sie im Rahmen zivilgesellschaftlichen 

Engagements aufzubauen. Darauf zu verweisen ist ausdrücklich notwendig. Denn 

viele Schülerinnen und Schüler sind quasi ehrenamtlich engagiert. Nach Aussa-

gend der Shell-Jugendstudie 2006 sind 33% der Jugendlichen »oft« und weitere 

42% »gelegentlich« für soziale und gesellschaftliche Zwecke aktiv. Wenn nun der 

Stand der Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler gemessen wird, dann ist es 

wahrscheinlich, dass die Kompetenzen nicht allein im schulischen Kontext erwor-

ben wurden. Insofern wird ein Test nicht allein über die im Unterricht erreichten 

Kompetenzniveaus Aussagen enthalten. Wenn in unserer Gesellschaft immer noch 

Schulzeugnisse zentral darüber entscheiden, welchen Rangplatz man in Selekti-

onsverfahren (etwa bei der Bewerbung um einen Ausbildung- oder Studienplatz) 

einnimmt, so werden diese Auswahlverfahren mit der Orientierung an Kompeten-

zen – zumindest für das Lernfeld »Demokratische Handlungskompetenz« tenden-

ziell aufgeweicht. Zeugnisse bescheinigen üblicherweise zunächst einmal die Fä-

higkeit zum kurzfristigen Memorieren schulfachlicher Wissensinhalte. Die Beschei-

nigung über erworbene Kompetenzen dagegen betrifft – wenn sie der Sache an-

gemessen ist – Problemlösungsfähigkeiten und die Persönlichkeit in ihren Hand-

lungsmöglichkeiten stärkende Fähigkeiten. Daran ist zu erkennen, dass es nicht 

zwingend ist, Kompetenzen – und somit auch demokratische Handlungskompe-

tenz – nur im Prozess schulischen Lernen zu erwerben. Prinzipiell können Zeugnis-

se auch die erworbenen Kompetenzen beschreiben, die andernorts, in anderen 

Kontexten erworben wurden. Dieses ist für die Zertifizierung demokratischer 

Handlungskompetenz von außerordentlicher Bedeutung, da für sie keine Fachno-
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ten vergeben werden können. Für die Zertifizierung der erworbenen demokrati-

schen Handlungskompetenz bietet es sich an, diese im Rahmen eines schülerspe-

zifischen Portfolios vorzunehmen. Ein Portfolio enthält sehr genaue Beschreibun-

gen über die Fähigkeiten und Fertigkeiten in einem spezifischen Kompetenzbe-

reich. Also nicht: »Demokratische Handlungskompetenz – Note 4«, sondern: 

»Hanna Musterfrau ist in Konfliktsituationen in herausragender Form in der Lage, 

die Sichtweisen ihres Gegenübers zu benennen und zu erläutern. Sie hat diese 

Fähigkeit im Zusammenhang der langfristigen Mitarbeit in einer Mediationsgruppe 

in der Sekundarstufe I an der Thomas-Mann-Schule in Musterstadt erworben«. 

Die Beschreibung der Fähigkeiten und Fertigkeiten im Rahmen eines Portfolios er-

laubt es auch, auf Selbstzuschreibungen der Schülerinnen und Schüler einzuge-

hen. Das aber eröffnet die Möglichkeit, über Kompetenzen hinaus auch festzuhal-

ten, ob und wie die »Maßstäbe von gebildet sein« in Bezug auf die Einzelne, den 

Einzelnen einen Niederschlag gefunden haben. 
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